
Ganz oben steht „Streng vertrau-
lich“. Es ist die übliche Floskel,
wenn Wirtschaftsanwälte einen

Bericht verschicken, in dem ein paar Ge-
schäftsinterna ihrer Mandanten auftau-
chen. Zahlen, Business-Pläne, solche Din-
ge eben. Aber deshalb trifft es „streng
vertraulich“ in diesem Fall nicht ganz.
Weil „streng vertraulich“ in der Sprache
der Nichtjuristen bedeutet: Das hier ist
so brisant, so belastend, so peinlich, wehe,
wenn es in die falschen Hände fällt.
Keine 20-mal ließ die HSH Nordbank

deshalb im Oktober 2010 den „Untersu-
chungsbericht Projekt Hamburg“ kopie-
ren, den die US-Kanzlei WilmerHale im
Auftrag des Aufsichtsrats erstellt hatte.
Und auf jeder Seite stand im Schatten-
druck der Name des Empfängers; so las-
sen sich Spuren verfolgen, falls das Papier
doch durchsickert. 
Dieses Schweigekartell hat nun fast ein

Jahr gehalten. Bis jetzt. Und schon nach
ein paar Seiten wird klar, warum die
Bank alles daran gesetzt hat, dass das
Dossier nicht nach draußen dringt. 
Nach dem ersten WilmerHale-Bericht

aus dem August 2010, der sich mit dem
mutmaßlichen Versuch befasst hatte, den

New Yorker Niederlassungsleiter Roland
K. mit einer falsch gelegten Kinderpor-
no-Spur fristlos zu feuern, seziert nun
WilmerHale II den anderen Schmuddel-
fall der Bank: Wie es dazu kommen konn-
te, dass Vorstand Frank Roth im April
2009 geschasst wurde. Top-Manager soll-
ten angeblich HSH-Interna an die Presse
durchgesteckt haben. Doch wie in New
York wurde auch hier mit Beweisen gear-
beitet, die keine waren.
Der englischsprachige Report, zu dem

es eine deutsche Zusammenfassung gibt,
belastet nun den in diesem Frühjahr
 gefeuerten HSH-Chefjustitiar Wolfgang
Gößmann schwer und rückt den Ex-  
Chef der Bank, Dirk Jens Nonnenmacher,
weiter ins Zwielicht. Er enthüllt zudem,
dass die von der Bank angeheuerte
 Sicherheitsfirma Prevent nicht nur in den
New Yorker Skandalfall verwickelt war,
sondern auch in Roths Entlassung. Vor
allem aber kommt der zweite Wilmer -
Hale-Bericht fast schon beiläufig zu dem
Schluss, dass die Bank, die zu 83,3
 Prozent den Ländern Hamburg und
 Schleswig-Holstein gehört, über Monate
hinweg Zeitungsredaktionen ausforschen
ließ.

Es war im November 2008, als Nonnen-
macher an die Spitze der Bank rückte
und mit ihm offenbar die Paranoia. Am
9. Januar trafen sich Nonnenmacher und
Justitiar Gößmann im sogenannten Nos-
talgiezimmer der Bank mit dem damali-
gen Prevent-Vorstand Thorsten Mehles.
Thema der Runde: Zeitungsartikel mit In-
terna aus der Bank. Dazu heißt es bei
WilmerHale: „Professor Nonnenmacher
und Dr. Gößmann beauftragten diesen
(Mehles –Red.), in Medienkreisen zu er-
mitteln, wer die vertraulichen Informa-
tionen weitergegeben hatte.“
Die Aktion lief in der Bank laut Wil-

merHale unter dem Codenamen „Hau-
barg“, dauerte von Februar bis November
2009 und kostete „mehr als 640000 Euro“.
Worum genau es bei „Haubarg“ gegan-
gen sein soll, ist im englischen Teil des
Berichts nachzulesen. Prevent habe Re-
daktionen deutscher Zeitungen über-
wacht („had monitored editorial offices
of German newspapers“) und in der deut-
schen Presseszene ermittelt („investigated
the German press scene“).
Wie Gößmann den WilmerHale-An-

wälten gestand, habe Mehles schon bald
Ergebnisse der Schnüffelei geliefert: Pre-
vent habe gemeldet, die Vorstände Peter
Rieck und Jochen Friedrich sowie der frü-
here Kommunikationschef Bernhard
Blohm hätten sich mit Journalisten in
Frankfurt, Hamburg und andernorts ge-
troffen. Auch Nonnenmacher bestätigte
dem Bericht zufolge, dass Prevent ihn
über Gerüchte informiert habe. Angeb-
lich sei Blohm gerade dabei, interne Do-
kumente an die Presse zu spielen, die
ihm wohl Rieck geliefert habe. Auf An-
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Lügen aus London
Ein Geheimbericht enthüllt: Die HSH Nordbank hat 

Detektive auf Redaktionen angesetzt 
und Staatsanwälte offenbar in die Irre geführt.
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HSH-Nordbank-Zentrale in Hamburg, Vorstandschef Nonnenmacher 2010: Das Schweigekartell hat fast ein Jahr gehalten



frage weisen Rieck und Blohm das als
„böse Unterstellung“ zurück. „Ich bin
sehr irritiert darüber, welch dubiose Ak-
tivitäten von einigen in der Bank entfaltet
wurden, ohne dass die restlichen Vorstän-
de davon auch nur einen blassen Schim-
mer hatten“, sagt Rieck.
Die kolportierten Pressekontakte von

Rieck, Blohm und Friedrich blieben ohne
Konsequenzen. Doch die Jagd ging wei-
ter. Um das Informationsleck zu finden,
so Nonnenmacher und Gößmann, ver-
schickten sie im Februar 2009 ein Strate-
giepapier an die übrigen Vorstände. Jedes
Exemplar war, für das Auge kaum erkenn-
bar, anders markiert. Doch in den folgen-
den Wochen tauchte der Bericht in der
Presse nicht auf. Nun versuchten es Non-
nenmacher und Gößmann noch mit einer
markierten E-Mail, die ebenfalls an die
anderen Vorstände ging.
Tatsächlich trudelte bald ein anonymer

Brief bei Nonnenmacher ein. Er enthielt
gleich beides: eine Seite des Berichts und
eine Kopie der Mail. Die Absenderadres-
se stimmte auffällig mit dem Sitz der bri-
tischen Tageszeitung „Guardian“ in Lon-
don überein. Kurz danach, am 16. April
2009, wurde Roth freigestellt, bald darauf
fristlos entlassen. Ein Ergebnis, das Non-
nenmacher wohl nicht ungelegen kam;
angeblich hielt er nichts von Roth.
Wie Justitiar Gößmann im Präsidialaus-

schuss des Aufsichtsrats referiert hatte,
befanden sich in dem Brief Dokumente,
die sich „eindeutig“ Roth zuordnen lie-
ßen. Das ergebe sich aus den Markierun-
gen, die ein Grafologe im Auftrag der
Bank vorgenommen habe. So stellte es
Gößmann später auch bei der Staatsan-

waltschaft Kiel dar – die Bank hatte Roth
dort wegen Geheimnisverrats angezeigt.
Dass Prevent in den Versand der mar-

kierten E-Mail verwickelt war, ver-
schwieg er. Im WilmerHale-Report heißt
es dazu: „Dr. Gößmann unterrichtete den
Präsidialausschuss weder über den Um-
stand, dass Prevent bereits seit Januar
2009 mit der Aufklärung der Leckagen
beauftragt war, noch über die Ergebnisse,
die Prevent eventuell erzielt hatte. Die
Einschaltung von Prevent erwähnte er im
Übrigen auch nicht bei seiner Ver -
nehmung durch die Staatsanwältin in
dem Ermittlungsverfahren gegen Herrn
Roth … Die Staatsanwältin hatte ihn aber
ausdrücklich gefragt, wer neben Professor
Nonnenmacher“, dem Grafologen „und
ihm noch von dem Versand der präpa-
rierten Unterlagen wusste“.
Warum Gößmann die Prevent AG nicht

nannte? Gegenüber WilmerHale behaup-
tete er, die Prevent habe er bei der Verneh-
mung schlicht vergessen. Erst später sei ihm
wieder eingefallen, dass die Mail zuerst bei
der Prevent gelandet war, bevor sie an Roth
und die anderen Vorstände ging.
Doch eine Gößmann-Notiz vom 9. Juli

2009, gut zwei Monate vor seiner Aussage
bei der Staatsanwaltschaft, rückt die Sa-
che in ein anderes Licht. Er habe nach
der Anzeige gegen Roth „keine Veranlas-
sung gesehen, die Firma Prevent bei der
Staatsanwaltschaft oder sonst wo zu er-
wähnen“, schrieb Gößmann. „Das halte
ich auch heute noch für richtig.“
Hat Gößmann also die Firma und ihre

Rolle bei Roths Entlassung bewusst ver-
schwiegen? Und nicht nur er, sondern
auch Nonnenmacher im Präsidialaus-
schuss? Fest steht: Mittlerweile musste
die Bank Roth um Entschuldigung bitten,
und die Staatsanwaltschaft Kiel ermittelt
stattdessen gegen Gößmann. Er steht im
Verdacht, daran beteiligt gewesen zu sein,
falsche Spuren zu Roth gelegt zu haben.
Gößmann bestreitet dies. Und auch Non-
nenmacher, gegen den in dieser Sache
nicht ermittelt wird, kommt durch den

Report in noch größere Erklärungsnot.
Vor allem wegen des anonymen Briefs. 
Wie WilmerHale ermittelt hat, wurde

das Schreiben mit dem Belastungsmate-
rial gegen Roth anscheinend am 25. März
in London aufgegeben und ging als soge-
nanntes Airsure-Einschreiben auf die Rei-
se. Dann aber, so WilmerHale, hätte ne-
ben einem englischen Aufkleber auch
noch ein deutscher Sticker auf der Sen-
dung pappen müssen. Den nämlich bringt
die Deutsche Post an, bevor sie einen
„Airsure“-Brief ausliefert.
Dieser deutsche Aufkleber aber fehlte

auf dem Umschlag. Einen Eingangsstem-
pel der HSH Nordbank gab es auch nicht.
Noch merkwürdiger: „Airsure“-Briefe er-
reichen, WilmerHale zufolge, normaler-
weise frühestens nach zwei Werktagen
ihr Ziel. Die für Roth so verhängnisvolle
Post aus London will Nonnenmacher
aber schon am nächsten Tag, dem 26.
März, zwischen 9 und 10 Uhr morgens,
geöffnet haben. War der Brief also nie
auf dem Postweg gewesen? Warum aber
dann der stümperhafte Versuch, es so aus-
sehen zu lassen?
„Wir wissen nicht genau, wie und von

wem die Dokumente an Professor Non-
nenmacher übergeben wurden“, schrei-
ben die Anwälte, listen dann aber eine
Reihe von Punkten auf, die für sie eine
deutliche Indizienlage ergeben.
Punkt Nummer eins, eine E-Mail, die

Gößmann am 25. März an Nonnenma-
cher schickte, dem Tag, der auf dem Auf-
kleber der Royal Mail steht: „Heute 22
Uhr steht Besuch vor Ihrer Tür!“ Punkt
Nummer zwei kam bei Nonnenmachers
Befragung durch die WilmerHale-Anwäl-
te ans Licht. Es sei möglich, dass der Be-
sucher an diesem Abend Prevent-Chef
Mehles gewesen sei. Er könne sich jedoch
nicht erinnern, ob Mehles ihm einen an -
onymen Brief ausgehändigt habe.
Punkt Nummer drei: Tage später, bei

der nächsten Befragung, berief sich Non-
nenmacher zwar immer noch auf eine
Gedächtnislücke, wollte nun aber laut
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Prevent--Rechnung (Ausriss), Prevent-Gründer Mehles: Mehr als 640000 Euro für „Haubarg“



WilmerHale nicht ausschließen, „dass
Herr Mehles ihm den anonymen Brief in
dieser Nacht ausgehändigt habe“. Zu ei-
nem Zeitpunkt also, als er laut Post-Auf-
kleber noch hätte unterwegs sein müssen.
Die Anwälte resümieren, dass das

Schreiben „nach den uns vorliegenden
Indizien am späten Abend des 25. März
von Mehles übergeben worden war“.
Umso bemerkenswerter finden die An-
wälte dann aber Nonnenmachers Auftritt
vor dem Präsidialausschuss, als es um die
Freistellung Roths ging. Dort nämlich
habe der Vorstandschef mit keinem Wort
erwähnt, dass „ihm der anonyme Brief
möglicherweise nicht per Post“ zugegan-
gen war. Vieles hätte sonst schon damals
für einen Fake-Brief und gegen eine be-
rechtigte Entlassung gesprochen.
Dennoch: Richtig festlegen wollten sich

die WilmerHale-Anwälte am Ende nicht.
Sie hätten keinen Beweis dafür gefunden,
dass Nonnenmacher oder Gößmann sich
„wissentlich oder willentlich an einer mög-
lichen Manipulation von Beweismitteln
beteiligt haben“. 
Nonnenmacher antwortete nicht auf

Fragen des SPIEGEL. Dagegen ließ der
frühere HSH-Jurist Gößmann über seinen
Anwalt alle Vorwürfe zurückweisen. Er
habe von illegalen Aktionen nichts ge-
wusst und sie schon gar nicht unterstützt.
So habe der „Haubarg“-Auftrag auch
nicht die Bespitzelung von Journalisten
umfasst. Prevent habe ausschließlich
„den Kontakt zu Journalisten suchen und
durch Gespräche herausfinden“ sollen,
„von wem geheimhaltungspflichtige In-
formationen aus der HSH Nordbank her -
ausgegeben wurden“. Dieser Auftrag sei
auch nicht von Gößmann gekommen,
sondern von Nonnenmacher, so sein An-
walt schon früher. Ex-Prevent-Chef Meh-
les bestritt die Darstellung von Wilmer-
Hale, er habe von Nonnenmacher und
Gößmann den Auftrag zu Ermittlungen
in Medienkreisen erhalten. Auch den an -
onymen Brief in Sachen Roth habe er
nicht an Nonnenmacher übergeben. 
Die neue Führung der HSH Nordbank

bezeichnete dagegen die „Vorkommnisse
im Zusammenhang mit Prevent“ als
„sehr bedauerlich“. Aus Sicht der Bank
sei es „unbefriedigend, dass trotz intensi-
ver Aufklärungsarbeit einige Fragen bis
heute ungeklärt blieben“. Für Klarheit
müsse nun die Staatsanwaltschaft sorgen.
Den Präsidialausschuss und seinen Vor-

sitzenden Hilmar Kopper hatten die Be-
funde des Geheimberichts offenbar trotz-
dem nicht irritiert. Am 21. Oktober 2010,
„nach ausführlichen Beratungen“ über
den WilmerHale-Bericht, meldete damals
die HSH-Pressestelle: „Präsidialausschuss
und Aufsichtsrat können kein schuldhaf-
tes Verhalten von Mitarbeitern und Vor-
standsvorsitzenden feststellen.“

JÜRGEN DAHLKAMP, GUNTHER LATSCH,
JÖRG SCHMITT

Wunder sind für Winfried Kretsch-
mann die Fortsetzung der Poli-
tik mit anderen Mitteln. „Dinge

geschehen, die man nicht erwartet“, sagt
der grüne Ministerpräsident von Baden-
Württemberg. Allerdings glaubt auch er
nicht, dass sie von selbst geschehen: „Man
kann etwas dafür tun, dass Wun der ein-
treten.“

Am Freitag dieser Woche wird der ba-
den-württembergische Landtag in öffent-
licher Sitzung die Einleitung eines grünen
Wunders versuchen. Das Parlament be-
schäftigt sich dann mit dem von Kretsch-
manns Kabinett initiierten Versuch, den
Neubau des Stuttgarter Hauptbahnhofs
(Stuttgart 21) unter der Erde doch noch
zu verhindern – per Volksentscheid. 
Wenn das in der Landesgeschichte ein-

malige Experiment gelingt, wäre es tat-
sächlich ein Wunder. Mehr als 2,5 Millio-
nen Stimmen gegen das heißumstrittene
Jahrhundertprojekt müssten die Landes-
Grünen laut Verfassung bei der für En -
de November vorgesehenen Volksab -
stimmung im Zehn-Millionen-Einwohner-
Ländle zusammenbringen. So viele Stim-
men haben bei der Landtagswahl im März

Grüne (gegen den Bahnhof) und SPD (teil-
weise dafür, teilweise dagegen) nicht mal
gemeinsam in die Regierungskoalition ein-
bringen können. Eine Niederlage für die
grünen Bahnhofsgegner scheint sicher. 
Doch Kretschmanns Orakel über das

Unerwartete in der Politik bezieht sich in
Wahrheit auf etwas ganz anderes: auf ei-
nen GAU in der komplizierten Versuchs-

anordnung zur Schlichtung des Stuttgarter
Bahnhofsstreits. Nicht nur das Plebiszit,
das ganze Jahrhundertprojekt könnte un-
ter juristischem Beschuss verzögert wer-
den – und schließlich platzen. 
„Ich finde das spannend, aber auch

schwierig“, kommentiert Kretschmann
den Streit um den Stuttgarter Bahnhof.
Die wahre Lage ist dramatischer: Die Dis-
kussion um ein Verkehrsprojekt der Bahn
in einer mittelmäßig interessanten deut-
schen Großstadt ist mittlerweile zum Prüf-
stein für die Glaubwürdigkeit grüner Poli -
tik geworden
Denn Kretschmann ist auch deshalb

der erste grüne Ministerpräsident der
 Republik, weil er versprach, die geplante
Untertunnelung der Stadt und den Teil-
abriss des geliebten Bahnhofsklotzes zu
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Grünes Wunder
An diesem Freitag soll der baden-württembergische Landtag 

den Volksentscheid über den Stuttgarter Hauptbahnhof einleiten.
Doch das Großprojekt könnte an der Verfassung scheitern.

Demonstranten in Stuttgart, umstrittener Kopfbahnhof, Koalitionäre Schmid, Kretschmann: Stets
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